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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.09.1994 

Geschäftszahl 

93/08/0264 

Rechtssatz 

Vor dem Hintergrund der im § 1 Abs 1 Slbg BehindertenG umschriebenen Aufgabe der Behindertenhilfe im 
allgemeinen, "Personen, die auf Grund ihres Leidens oder Gebrechens nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft 
zu einer selbständigen Lebensführung zu gelangen, nach Maßgabe dieses Gesetzes Hilfe angedeihen zu lassen", 
und des im § 4 Abs 1 Slbg BehindertenG formulierten Zweckes der Eingliederungshilfe im besonderen, "den 
Behinderten durch die im § 5 Slbg BehindertenG angeführten Maßnahmen zu befähigen, in die Gesellschaft 
eingegliedert zu werden oder seine Stellung in der Gesellschaft zu erleichtern und zu festigen", reicht für die 
Erfüllung des Ausschlußtatbestandes des § 2 Abs 2 lit c Slbg BehindertenG nicht die bloße abstrakte 
Möglichkeit, gleiche oder ähnliche Leistungen, wie sie im Rahmen der Behindertenhilfe zu erbringen sind, zu 
erlangen, aus; es muß vielmehr für den Behinderten entsprechend seiner individuellen Situation auch die 
konkrete Möglichkeit dazu bestehen (hier: Übernahme bzw Vorfinanzierung von Behandlungskosten der 
Psychotherapie). 


